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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Im August 2022 reichte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
eine Kommissionsmotion mit dem aussagekräftigen Titel Schaffung einer Taskforce für
die Sperrung von russischen und belorussischen Oligarchengeldern ein. Die
geforderte Taskforce solle die im Zuge des Ukraine-Kriegs verhängten internationalen
Sanktionen gegen Russland und Belarus umsetzen und insbesondere die in der Schweiz
gelagerten Vermögenswerte von sanktionierten Personen finden und sperren. 
Eine grosse Minderheit Schneeberger (fdp, BL) beantragte, die Motion abzulehnen.
Gleiches tat der Bundesrat, der wie schon in seinen Stellungnahmen zu den ähnlich
ausgerichteten Motionen von Carlo Sommaruga (sp, GE) und der SP-Fraktion darauf
hinwies, dass die Umsetzung der Sanktionen die betroffenen Bundesstellen allgemein
vor neue Herausforderungen stelle (Mo. 22.3236; Mo. 22.3214). Der Bundesrat zeigte
sich aber überzeugt, dass die Prozesse zwischen den Bundesbehörden und den
privaten Unternehmen funktionierten, das belege nicht zuletzt die hohe Zahl an
Meldungen und die grossen Summen an eingefrorenen Vermögenswerten. Der
Sanktionsvollzug werde vom SECO koordiniert und überwacht, zudem seien die
verschiedenen Ämter in einer ständigen Koordinationsgruppe «Sanktionspolitik»
zusammengefasst. Darüber hinaus tausche sich die Schweiz mit der Europäischen
Kommission und den EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der Taskforce «Freeze and Seize»
über die Umsetzung der Sanktionen aus, wobei auch eine Intensivierung der
Zusammenarbeit zwischen internationalen und nationalen Behörden im Raum stehe.
Der Bundesrat sah aus diesen Gründen keinen Handlungsbedarf in dieser
Angelegenheit.

Der Nationalrat setzte sich in der Wintersession 2022 mit der Motion seiner
Kommission auseinander. Kommissionssprecher Bendahan (sp, VD) stellte seiner
Begründung voran, dass die Geschäftsprüfungskommission des Ständerates bereits
2018 ein Koordinationsdefizit bei der Einführung von Sanktionen festgestellt habe und
eine verbesserte Überwachung und Koordination durch das SECO verlange. In den
Augen der WAK-NR könne die vorgeschlagene Taskforce ein Sanktionsregime effizienter
umsetzen, als wenn sich die verschiedenen Departemente koordinieren müssen. Zudem
könne ein derartig multidisziplinäres Gremium besser mit den komplexen
Problemstellungen umgehen, die bei der Einführung von Sanktionen auftreten. Die
WAK-NR wolle damit verhindern, dass die Schweiz im internationalen Netzwerk der
Sanktionspartner zu einem schwachen Glied werde, fügte Bendahan weiter an. Der
Motionstext sei bewusst offen formuliert, um dem Ständerat und dem Bundesrat
genügend Spielraum für situative Anpassungen zu erlauben. Kathrin Bertschy (glp, BE)
ergänzte, dass die vorliegende Motion im Gegensatz zu den ähnlich lautenden
Vorstössen aus der Sommersession 2022 darauf verzichte, die Vermögenswerte
einzuziehen. Daniela Schneeberger vertrat eine grosse Kommissionsminderheit – 12
Kommissionsmitglieder hatten die Ablehnung beantragt – und argumentierte, dass eine
derartige Taskforce keinen Mehrwert bringe, sondern eher als Misstrauensvotum gegen
das «funktionierende und etablierte System der Zusammenarbeit von Staat und
privaten Akteuren» gelesen werden müsste. Eine neue Instanz würde vor allem
erhöhten Koordinationsaufwand mit sich bringen, was nicht gerechtfertigt wäre, da nur
ein kleiner Teil aller Sanktionen die blockierten Gelder betreffe. Wirtschaftsminister
Guy Parmelin wies anschliessend darauf hin, dass die Schaffung einer Taskforce mit der
Kompetenz, Vermögen zu blockieren, zahlreiche Doppelspurigkeiten mit dem SECO
schaffen würde. Er warnte auch davor, die Wirksamkeit der Sanktionen an der Höhe der
gesperrten Vermögenswerte messen zu wollen, da die Sperrung nur eine von vielen
Massnahmen sei.  
Die grosse Kammer nahm die Motion jedoch gegen den Willen des Bundesrats, sowie
der Fraktionen der SVP und der FDP mit 101 zu 84 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) an. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2022
AMANDO AMMANN
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Im März 2023, und damit gut ein Jahr nach Beginn des russischen Angriffs auf die
Ukraine, reichten fünf Parlamentarierinnen und Parlamentarier aus den Reihen der
GLP-, SP-, FDP-, Mitte- und Grünen-Fraktion je eine gleichlautende Motion ein (Mo.
23.3264; Mo. 23.3265; Mo. 23.3266; Mo. 23.3267; Mo. 23.3268). Die Motionen
forderten den Bundesrat dazu auf, zuerst in internationaler Kooperation die
völkerrechtlichen Grundlagen zu klären und sodann einen Reparationsmechanismus
zugunsten völkerrechtswidrig angegriffener Staaten zu erarbeiten. Dieser
Mechanismus solle es erlauben, die durch Sanktionen eingefrorenen staatlichen und
staatsnahen Vermögenswerte an den angegriffenen Staat zu überweisen. Die
Motionärinnen und Motionäre begründeten den Vorstoss mit dem Hinweis, dass es auf
der Hand liege, konfiszierte Gelder aus Russland für den Wiederaufbau der Ukraine
einzusetzen. In diesem Zusammenhang gelte es aber, vorab diverse völkerrechtliche
Fragen zu klären. Der Bundesrat zeigte sich bereit, dieses Anliegen anzugehen. Er wolle
dafür Lösungen suchen, die mit der innerschweizerischen Rechtsordnung, dem
Völkerrecht sowie mit den aussenpolitischen Zielen übereinstimmten.
Der Nationalrat behandelte die fünf Motionen in der Herbstsession 2023. Als einer der
Motionäre ergriff Gerhard Andrey (gp, FR) zuerst das Wort und präzisierte, dass es in
der eingereichten Motion vor allem um Vermögen der russischen Zentralbank oder von
russischen Staatsunternehmen gehe und nicht um sogenannte Oligarchengelder. Die
Vorstösse waren in der Sommersession 2023 von Roland Büchel (svp, SG) bekämpft
worden. Dieser warnte den Rat eindringlich vor übereilten «Hüftschüssen». Die EU sei
etwa zum Schluss gekommen, dass Staatsvermögen im Grundsatz einen
Immunitätsschutz genössen, den nur der UNO-Sicherheitsrat aufheben könne. Zudem
befürchtete er Schaden für den Schweizer Finanzplatz durch den Abfluss privater
Gelder. Mit 123 zu 54 Stimmen nahm der Nationalrat die Motionen an. Die ablehnenden
Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, von einigen
Mitgliedern der FDP.Liberalen-Fraktion und einem Mitglied der GLP-Fraktion. 2

MOTION
DATUM: 28.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im März 2022 forderten Ständerat Sommaruga (sp, GE) und die Fraktion der SP (Mo.
22.3214) im Nationalrat in fast identischen Motionen die Schaffung einer Taskforce für
die Sperrung von russischen und belorussischen Oligarchengeldern. Die Taskforce
solle die Guthaben von reichen russischen und belorussischen Staatsangehörigen, die
auf der Liste der im Kontext des Ukrainekriegs sanktionierten Personen stehen, finden,
sperren und gegebenenfalls konfiszieren. Sommaruga und die SP-Fraktion nannten eine
ähnliche Taskforce aus den Vereinigten Staaten als Vorbild und kritisierten das SECO
dafür, dass es seit Kriegsbeginn nur eine Deklarationspflicht für solche Gelder
eingeführt habe. Der Bundesrat gestand in seiner Stellungnahme, dass die Umsetzung
der Sanktionen die verschiedenen Departemente vor neue Herausforderungen stelle.
Die Prozesse zwischen Bundesbehörden und privaten Unternehmen funktionierten
jedoch gut und seien effizient, zumindest deuteten die zahlreichen Meldungen und die
hohe Summe an eingefrorenen Vermögenswerten darauf hin. Die Schaffung einer
Taskforce erachtete der Bundesrat zu jenem Zeitpunkt daher als nicht notwendig. Die
Schweiz habe zudem auf Einladung der Europäischen Kommission schon an mehreren
Treffen der EU-Taskforce «Freeze and Seize» teilgenommen und werde sich weiterhin
darum bemühen, die Wirksamkeit der Sanktionsdurchsetzung in Europa zu stärken. Aus
diesen Gründen beantragte der Bundesrat die Ablehnung beider Motionen.

In der Sommersession 2022 diskutierte der Ständerat über die Motion Sommaruga und
beschloss auf einen Ordnungsantrag von Benedikt Würth (fdp, SG), den Vorstoss zur
Vorprüfung der zuständigen Kommission zuzuweisen. Würth erklärte, dass es
unabhängig vom Ukraine-Krieg einige Entwicklungen im Bereich der «Financial Action
Task Force» gebe, beispielsweise zur Identifizierung der wirtschaftlich berechtigten
Personen bei juristischen Personen. Er verlangte daher, dass der Ständerat einen
Bericht des EFD zur Feststellung der wirtschaftlich Berechtigten von juristischen
Personen an den Bundesrat im dritten Quartal 2022 abwarten solle, um dessen
Erkenntnisse in die Beurteilung einfliessen zu lassen. Motionär Sommaruga begrüsste
den Ordnungsantrag, da das heikle Thema noch einige vertiefte Abklärungen nötig
mache. Sommaruga forderte, dass sich die Rechtskommission mit der Motion befassen
solle, da sie sich sowieso im Rahmen von Anhörungen mit der Thematik beschäftige.
Tatsächlich wurde das Geschäft in der Folge der RK-SR zugewiesen. 

Ebenfalls in der Sommersession 2022 befasst sich der Nationalrat im Rahmen einer
ausserordentlichen Session mit der Motion der SP-Fraktion. Baptiste Hurni (sp, NE)
kritisierte den Bundesrat scharf dafür, dass die Schweiz bislang nur CHF 6 Mrd. von

MOTION
DATUM: 14.06.2022
AMANDO AMMANN
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insgesamt über CHF 200 Mrd. blockiert habe, die gemäss Schätzungen der
Schweizerischer Bankiervereinigung in der Schweiz liegen würden. Er störte sich auch
daran, dass der Bundesrat zwar von der multilateralen Taskforce «Russian Elites,
Proxies, and Oligarchs» der G7-Staaten Kenntnis genommen habe, aber noch keine
Entscheidung betreffend eine Teilnahme gefällt habe. Auch seine Parteikollegin Mattea
Meyer (sp, ZH) plädierte dafür, mehr Gelder zu blockieren und den Krieg in der Ukraine
«nicht mehr aus der Schweiz heraus» mitzufinanzieren. Die Meldepflicht des SECO sei
hierfür nicht ausreichend, denn es sei zu einfach, die jetzigen Kontrollen zu umgehen.
Die Grünliberalen kritisierten in der Person von Jürg Grossen (glp, BE) die mangelhafte
Umsetzung der beschlossenen Sanktionen. Man anerkenne zwar, dass die Sperrung der
Vermögenswerte nicht einfach sei – beispielsweise weil die Betroffenen mehrere
Staatsbürgerschaften hätten –, aber man erwarte die Schaffung eines sauberen
rechtstaatlichen Verfahrens, wie dies auch beim Potentatengeldergesetz geschehen sei.
Grossen meinte, dass eine Taskforce diesbezüglich eine wichtige Aufnahme
übernehmen könne. Auch die Fraktion der Grünen unterstützte das Motionsanliegen.
Die Mitte sei zwar dafür, dass Bewegung in die Sanktionsumsetzung komme, lehne das
Motionsanliegen jedoch ab, erklärte Philipp Bregy (mitte, VS). Die Beschlagnahmung von
Vermögen sei rechtsstaatlich nicht vertretbar, nur eine Sperrung wäre vorstellbar. Da
sich die Motion inhatlich nicht splitten lasse, lehne die Mitte diese deswegen ab. Bregy
kündigte aber an, dass man das Thema einer Taskforce in der APK-NR wieder
aufnehmen werde, falls der Bundesrat den Prozess nicht selber vorantreibe. Beat Walti
(fdp, ZH) erklärte hingegen, dass die FDP mit der Arbeit der bestehenden
Koordinationsgruppe Sanktionspolitik zufrieden sei und auch die «Bestrebungen
bezüglich der Mitwirkung in der international ausgerufenen Taskforce» für
erfolgversprechend befände. Gregor Rutz (svp, ZH) lehnte die Motion schliesslich im
Namen der SVP-Fraktion gänzlich ab und warf den Unterstützerinnen und Unterstützern
vor, sich gegen grundlegende Prinzipien des Rechtsstaats zu wenden. Bundesrat
Parmelin erläuterte, dass die Umsetzung der Sanktionen durch die betroffenen
Bundesstellen mittlerweile effizient verlaufe und auch Vermögenswerte eingefroren
würden. Eine neue Taskforce erbringe keinen Mehrwert, da die Behörden im Rahmen
der geltenden Rechtsgrundlagen bereits nach Vermögen suchten und diese blockieren
könnten. Eine Einziehung von Vermögenswerten wäre hingegen rechtlich nicht möglich
und würde eine Gesetzesrevision nötig machen, erläuterte der Bundesrat. Die grosse
Kammer lehnte den Vorstoss der SP-Fraktion mit 103 zu 78 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) gegen den Willen der SP, der Grünliberalen und der Grünen ab. 3

Russische und andere ausländische Spione konsequent auszuweisen forderte die APK-
NR in einer im September 2023 eingereichten Motion. Die Kommission begründete
ihren Vorstoss mit dem Umstand, dass die verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit
in der Schweiz zwar strafbar sei, sich viele Personen des diplomatischen Corps jedoch
auf die Immunität gemäss Wiener Übereinkommen berufen können. Daher bleibe zur
Verhinderung der Spionage letztlich nur die konsequente Ausweisung dieser Personen
aus der Schweiz übrig. Eine Minderheit um Roland Büchel (svp, SG) beantragte, die
Motion abzulehnen. Der Bundesrat hingegen wollte die Motion annehmen.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Anliegen. Für die
Motion stellten Fabian Molina (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE) die Motion vor.
Minderheitensprecher Büchel argumentierte, dass die Schweiz russische Diplomaten
nicht lediglich «auf der Basis von ‹Hörensagen›» ausweisen könne, es brauche immer
eine sorgfältige Einzelprüfung. Ausserdem befürchtete Büchel, dass Russland im
Gegenzug auch Schweizer Diplomatinnen und Diplomaten ausweisen werde. In der
Folge werde es für die Schweiz schwierig, ihre diplomatischen Aufgaben in Russland zu
erfüllen. Verteidigungsministerin Viola Amherd resümierte, dass es «zwischen der
Meinung der Minderheit und jener der Mehrheit eigentlich gar keine Differenz» gebe,
da alle Redner die Auffassung teilten, dass Personen, welche nachrichtendienstliche
Tätigkeiten ausführen und die Sicherheit der Schweiz gefährden, ausgewiesen werden
sollen. Der Bundesrat werde bei Annahme der Motion seine Praxis anpassen, indem
jeder einzelne Fall im Sicherheitsausschuss des Bundesrates diskutiert werde. Wenn
festgestellt werde, dass eine verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit ausgeführt
wurde, werde die betroffene Person ausgewiesen. Nach einigen Rückfragen seitens der
SVP-Fraktion schritt der Nationalrat zur Abstimmung und nahm die Motion mit 103 zu
74 Stimmen (19 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen sowie die Enthaltungen
stammten von der SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion. 4

MOTION
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Gute Dienste

Im September 2013 reichte die SP-Fraktion eine Motion mit dem Titel «Für eine von
Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» ein. Diese
verlangte vom Bundesrat, darauf hinzuarbeiten, dass im Nahen und Mittleren Osten
eine von Atomwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen freie Zone errichtet
werden kann. Der Bundesrat solle das amerikanisch-russische Abkommen zur
Vernichtung der syrischen Chemiewaffen vom 14. September 2013 zum Anlass nehmen,
den Einsatz von Massenvernichtungswaffen zu stigmatisieren und deren Besitz im
Nahen und Mittleren Osten verifizierbar zu verbieten. Er habe ja bereits in seiner
Antwort auf die Motion Markwalder (fdp, BE; Mo. 08.3359) kernwaffenfreie Zonen
befürwortet und sich für die Errichtung einer solchen im Nahen Osten ausgesprochen. 
Laut Stellungnahme des Bundesrats entspreche das Anliegen der SP einem
traditionellen Schwerpunkt der Schweizer Aussenpolitik, und zwar der Stärkung der
internationalen Sicherheit und Stabilität. Dazu gehöre auch die Unterstützung der
Anstrengungen der UNO, eine Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone
vorzubereiten. Der Bundesrat beantragte deshalb die Annahme der Motion. 5

MOTION
DATUM: 13.12.2013
AMANDO AMMANN

Entwicklungspolitik

Le gouvernement a proposé de rejet de la motion Kunz (udc, LU) exigeant l’arrêt
immédiat de l’aide financière à la Russie en raison de son engagement militaire en
Tchétchénie. Arguant du fait que l’aide internationale risquait de participer à l’effort de
guerre russe, le parlementaire proposait la suspension de tout versement et une
réévaluation de la situation. A ces arguments, le Conseil fédéral a rétorqué en
substance qu’il ne fallait pas prétériter les populations civiles russes envers qui ces
aides étaient principalement destinées. La position du gouvernement a su convaincre le
Conseil national qui a rejeté la motion. 6

MOTION
DATUM: 24.03.2000
FRANÇOIS BARRAS

Die APK-NR forderte den Bundesrat im März 2022 in einer Motion dazu auf, dem
Parlament einen Nachtragskredit in Höhe von CHF 15 Mio. für zusätzliche humanitäre
Hilfe für die Ukraine vorzulegen. Der Angriff Russlands habe eine schwere humanitäre
Krise ausgelöst, die UNO gehe diesbezüglich von einem kurzfristigen finanziellen Bedarf
von rund 2 Mia. Dollar aus. Mit Blick auf die humanitäre Tradition und die starke
Wirtschaftsleistung solle sich auch die Schweiz an der Finanzierung beteiligen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und wies darauf hin, dass die
Schweiz von Anfang an humanitäre Hilfe in der Region geleistet habe. Diese setze sich
aus drei Teilen zusammen: der Lieferung von Hilfsgütern, dem Einsatz von Expertinnen
und Experten des SKH und der finanziellen Unterstützung humanitärer Organisationen.
Da der Bundesrat das Motionsanliegen teile, habe er die humanitäre Hilfe für die
Ukraine und die umliegenden Länder Anfang März auf CHF 80 Mio. erhöht, der in der
Motion geforderte Nachtragskredit sei darin schon enthalten. Da ein Teil der
Aufstockung durch das EDA (CHF 21 Mio.) und das EJPD (CHF 6 Mio.) getragen werde,
müsse das Parlament nur die übrigen CHF 53 Mio. bewilligen. Diese zusätzlichen Mittel
in dieser Höhe seien nötig, weil die Nothilfegelder der DEZA ohnehin schon stark
beansprucht seien. Der Bundesrat erklärte, dass die humanitären Bedürfnisse aufgrund
einer Akkumulation von akuten Krisen gross sei, nebst den sozioökonomischen
Auswirkungen der Covid-19-Pandemie in den Entwicklungsländern würden bewaffnete
Konflikte und der Klimawandel auch Hungersnöte in verschiedenen Regionen
verschärfen. 7

MOTION
DATUM: 03.03.2022
AMANDO AMMANN
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Landesverteidigung

Landesverteidigung

Au début de l'année 2023, les deux commissions de politique de sécurité se sont
concentrées intensivement sur la loi sur le matériel de guerre, en débattant notamment
de la réexportation du matériel de guerre vers l'Ukraine. De ces réflexions sont nées
trois initiatives parlementaires de commissions (23.401; 23.402 et 23.403) ainsi que la
motion 23.3005. Via cette dernière, la CPS-CN demande de modifier l'article 18 de la
loi sur le matériel de guerre (LFMG) en y ajoutant des précisions. Celles-ci visent à
aider l'Ukraine dans la guerre d'agression qu'elle subit depuis février 2022 de la part de
la Russie. Ainsi, une réexportation de matériel de guerre serait possible en cas de
demande d'un autre Etat, dans le cas d'une situation reconnue par le Conseil de
sécurité de l'ONU, comme «contraire à l'interdiction du recours à la force prévue par le
droit international et si aucun intérêt prépondérant de politique extérieure de la Suisse
ne s'y oppose» (le nouvel al. 3). De plus, en cas de veto d'un membre de l'ONU, si les
2/3 de l'Assemblée générale de l'ONU considère que la situation enfreint l'interdiction
du recours à la force prévue par le droit international, la réexportation serait possible
(al. 4). 
Une minorité de la CPS-CN, autour de Jean-Luc Addor (udc, VS), a proposé de rejeter la
motion. Le Conseil fédéral a également proposé de rejeter la motion. En effet, le
gouvernement a d'abord argumenté que s'il approuvait la réexportation de matériel de
guerre vers l'Ukraine, les demandes de transmission de matériel de guerre à la Russie
devraient également être approuvées, relativement à la politique de neutralité de la
Suisse, visant une égalité de traitement, et à l'article l'art. 22a, al. 2, let. a, de la LFMG.
Ensuite, les modifications apportées à l'art. 18 n'auraient pas d'effets sur l'art. 22. De
plus, une exception comme préconisé est déjà actuellement possible via l'article 22a al.
4 de la LFMG, si l'ONU usait du chapitre VII de la Charte des Nations Unies en vertu du
droit international, annulant le droit de neutralité. Troisièmement, le fait que des
actions puissent être entreprises alors que la majorité absolue n'a pas été atteinte à
l'ONU, et que ceci n'ait pas d'impact sur le droit international, pose problème. En effet,
le Conseil fédéral estime que ceci violerait l'égalité de traitement, et donc le droit de la
neutralité.
Le sujet de l'exportation d'armes semble actuellement clivant : «Wir haben immer
gesagt, dass das für die Schweiz eine schwierige Situation ist, weil es für sie als
neutrales Land Zielkonflikte gibt», a déclaré Priska Seiler Graf (ps, ZH) au nom de la
commission. Dans ce contexte, les débats se sont concentrés sur les infractions au
droit international et au droit de neutralité. Dans les premières prises de parole, Hans-
Peter Portmann (plr, ZH), au nom de la CPE-CN à qui la CPS-CN n'a pas demandé son
avis sur le texte, s'est joint au Conseil fédéral pour dire que la modification enfreindrait
le droit international. 
En réponse à une question sur droit de veto, François Pointet (pvl, VD), pour la majorité
de la CPS-CN, a répondu que si l'alinéa 4 était rejeté, la modification n'aiderait en rien
l'Ukraine, comme la Russie a utilisé son droit de veto à l'ONU. 
Jean-Luc Addor (udc, VS) a aussi répondu à un grand nombre de questions et défendu
l'avis de la minorité. Selon lui, cette modification s'attaque à la neutralité suisse, qu'il
ne serait pas envisageable de «tripatouiller comme un concept à géométrie variable au
gré des circonstances et des pressions étrangères, ou encore de l'émotion suscitée par
une guerre qu'on croyait impossible en Europe». «Il est simplement dans l'intérêt de
notre pays de se tenir à l'écart d'une guerre qui n'est pas la sienne», résume-t-il dans
son intervention. Le valaisan a souligné que la minorité souhaitait «travailler à la paix
plutôt que de jeter de l'huile sur le feu de cette terrible guerre».
Le Conseil national a adopté par 98 voix contre 96 l'al. 3. Les Vert-e-s et l'UDC s'y sont
majoritairement opposés, mais des voix de tous les partis étaient contre. 
Quant à l'al. 4, il a été rejeté par 117 voix contre 78. Les Vert-e-s, l'UDC et le PLR étaient
contre, mais à nouveau, des voix de tous les partis s'y sont opposées. Il est aussi
important de préciser que la minorité était très hétérogène, regroupant des
parlementaires contre l'exportation d'armes en général et d'autres favorables à
l'exportation d'armes dans le cadre d'une politique de neutralité stricte. 
Le Conseil des Etats doit encore se prononcer quant à l'ajout de l'al. 3 à l'art. 18. 8
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Eine Motion Hurni (sp, NE) forderte die Einführung eines öffentlich zugänglichen
Registers über die wirtschaftlich Berechtigten an juristischen Personen und Trusts.
Das Register solle gemäss der Einschätzung der FATF als wirksames Instrument der
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung dienen und so dem
Schweizer Finanzplatz und Wirtschaftsstandort die nötige Transparenz geben. Staaten
wie das Vereinigte Königreich, Dänemark und Norwegen hätten ein solches Register
bereits eingeführt und auch das Europäische Parlament habe diesbezüglich Beratungen
aufgenommen. Das undurchsichtige Finanzsystem und die grosse Komplexität von
juristischen Personen hätten in der Vergangenheit bereits zu verschiedenen
Verwicklungen der Schweiz in Skandale und zu generellen Schwierigkeiten geführt. Die
Problematik zeige sich etwa bei den von der Schweiz übernommenen Sanktionen gegen
Russland, wo es schwierig sei festzustellen, ob eine juristische Person unter die
internationalen Sanktionen falle oder nicht. Finanzministerin Karin Keller-Sutter vertrat
im Rat die ablehnende Position des Bundesrats und wies darauf hin, dass der Bundesrat
das EFD mit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs für ein zentrales Bundesregister
über wirtschaftlich Berechtigte von Schweizer Unternehmen sowie über Kategorien von
ausländischen Unternehmen beauftragt habe. Dieses Register könne ab Sommer 2023
bestimmte Schwachstellen bei der Überwachung und Anwendung von Sanktionen
ausmerzen, soll aber anders als vom Motionär gefordert nicht der Öffentlichkeit
zugänglich sein. Während die Fraktionen der SP, der Grünliberalen und der Grünen
geschlossen hinter der Motion standen, stellten sich ihr die SVP- und die FDP-Fraktion
entgegen. Die Mitte-Fraktion zeigte sich gespalten. Der Nationalrat nahm die Motion in
der Sondersession 2023 schliesslich mit 95 zu 92 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 9

MOTION
DATUM: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Erdöl und Erdgas

Face à la forte hausse des prix de l'énergie, et étant donné non seulement la
dépendance helvétique au gaz russe mais aussi les objectifs climatiques de la Suisse, la
député Priksa Wismer-Felder (centre, LU) préconise un rapide soutien au biogaz
indigène, écologique et durable. Elle a donc déposé une motion qui demande au
Conseil fédéral de créer les bases légales pour permettre de transformer le biogaz en
biométhane, de constituer une base de financement pour soutenir les (futures)
installations suisses de biogaz, et de réduire les barrières administratives pour la
production de biogaz en Suisse. D'après la députée, une meilleure exploitation du
potentiel existant de biogaz devrait permettre de renforcer la sécurité
d'approvisionnement énergétique de la Suisse.
Le Conseil fédéral a soutenu la motion. Dans sa réponse, il a d'ailleurs indiqué que des
mesures d'accompagnement au biogaz pourraient être incluses dans une projet de
révision de la loi sur le CO2. 
La motion a été adoptée tacitement par le Conseil national. 10
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